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Baurecht. Bauunternehmen können
Werklohn ohne Abnahme einklagen,
wenn Abnahmereife besteht. Die
Rechnungsprüfung des Bauherrn bewirkt
eine Beweislastumkehr.

OLG Schleswig, Urteil vom 22. April 2026,
Az. 1 U 5/21

Bestätigung des Bauherrn kann zur
Umkehr der Beweislast führen
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DER FALL

Ein Bauunternehmen forderte Restwerk-
lohn für erbrachte Garten- und Wegebau-
arbeiten in Höhe von rund 33.000 Euro.
Der Besteller hatte die Rechnung und die
darin enthaltenen Mengen (Massen),
unter anderem 100 kg Fliesenkleber,
zuvor bei der Rechnungsprüfung abge-

zeichnet. Später verweigerte er die Zah-
lung mit der Begründung, die Mengen
seien falsch, das Werk sei mangelhaft und
nicht abgenommen worden. Die strittigen
Leistungen waren zu diesem Zeitpunkt
bereits durch Folgearbeiten verdeckt und
nicht mehr nachprüfbar.
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DIE FOLGEN

Das Gericht folgte weitgehend dem Bau-
unternehmer und stellte drei Dinge klar.
Erstens: Ist das Werk nicht abgenommen,
so kann der Werkunternehmer dennoch
auf Werklohn klagen, wenn das Werk
abnahmereif ist. Eine vorausgehende
Klage auf Abnahme zu verlangen, wäre in
diesem Fall eine bloße Förmelei. Das
Abnahmeverlangen sei bereits in der
Werklohnklage enthalten. Zweitens: Ohne
Abnahme ist grundsätzlich der Bauunter-
nehmer für die erbrachten Leistungen
darlegungs- und beweispflichtig. Die
Bestätigung der Leistungen durch Rech-
nungsprüfung – auch wenn diese durch
einen Bevollmächtigten erfolgt – stelle
zwar kein schuldrechtliches Anerkenntnis
des Bestellers dar, bewirke jedoch eine
Beweislastumkehr zulasten des Bestellers

hinsichtlich der behaupteten Fehler der
Massenermittlung. Der Bauherr konnte
Fehler der Mengenermittlung aber nicht
beweisen, da die Menge des verwendeten
Fliesenklebers nichtmehr festgestellt wer-
den konnte. Drittens: Ein Zurückbehal-
tungsrecht aufgrund von Mängeln kann
auch nach Verjährung derMängelansprü-
che dem Vergütungsanspruch entgegen-
gehalten werden (§ 215 BGB). Ausrei-
chend sei, dass dieMängel in unverjährter
Zeit bereits in Erscheinung getreten sind
und hätten geltend gemacht werden kön-
nen. Der Besteller könne dem Werklohn-
anspruch diese Einrede damit dauerhaft
entgegenhalten.
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WAS IST ZU TUN?

Wer abgerechnete Massen bestätigt,
erschwert sich die spätere Gegenwehr
erheblich, schließt sie aber nicht aus. Eine
sorgfältige Rechnungsprüfung ist daher
dringend zu empfehlen, um Beweis-
schwierigkeiten im Prozess zu vermeiden.
Mängelrechte des Bestellers wirken über
den Eintritt der Verjährung als Zurückbe-

haltungsrecht fort und können die Fällig-
keit blockieren. Der Bauherr sollte Män-
gelerscheinungen sorgfältig dokumentie-
ren und archivieren, umMängelrechte zu
verfolgen oder sich gegenWerklohnforde-
rungen zu verteidigen.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwalt
Michael Göger
von Leinemann

Quelle: Leinemann

Mietrecht. Eine wiederholte, kurzzeitige
Vermietung einer möblierten Wohnung zu
deutlich überhöhten Preisen stellt keine
Nutzung zu Wohnzwecken im Sinne des
Zweckentfremdungsverbotsgesetzes dar.
Entscheidend ist das Vermietungskonzept.

VG Berlin, Beschluss vom 5. Februar 2026,
Az. VG 6 L 529/25

Vorübergehende Vermietung kann
als unzulässig verboten werden
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DER FALL

Der Eigentümer einer Berliner Wohnung
vermietete diese regelmäßig befristet und
voll möbliert zum vorübergehenden
Gebrauch. Die Verträge sahen ausdrück-
lich eine zeitlich begrenzte Nutzung zu
Übergangszwecken, etwa bis zum Bezug
einer anderen Wohnung oder während
eines auswärtigen Arbeits- oder Ausbil-
dungsaufenthalts, vor. Häufig wurden erst
Mietzeiten unter drei Monaten vereinbart
und später verlängert. Eine Mietzeit
betrugneunMonate.DieMietverhältnisse
begannen und endeten oft im laufenden
Monat. Vereinbart wurde jeweils eine

sämtliche Nebenkosten umfassende Pau-
schalmiete, die deutlich über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete lag. Zudem wurde
eine Endreinigungspauschale erhoben.
Das Bezirksamt erfuhr von dem Vermie-
tungskonzept und untersagte es unter
Verweis auf das Zweckentfremdungsver-
botsgesetz (ZwVbG). Es verpflichtete den
Vermieter unter Androhung eines
Zwangsgelds von 10.000 Euro, die Woh-
nung wieder Wohnzwecken zuzuführen.
Der Vermieter erhob erfolglos Wider-
spruch, klagte und beantragte vor dem
VG Berlin vorläufigen Rechtsschutz.
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DIE FOLGEN

Das VG Berlin wies den Antrag mit der
Begründung zurück, es liege keine Nut-
zung zu Wohnzwecken im Sinne des
ZwVbG vor. Maßgeblich für eine solche
sei die „auf Dauer angelegte Häuslich-
keit“. Nach der Rechtsprechung des OVG
Berlin-Brandenburg spreche eine Miet-
dauer von unter drei Monaten gegen, eine
Dauer von über sechs Monaten regel-
mäßig für eineWohnnutzung; dazwischen
sei eine Gesamtwürdigung erforderlich.

Im konkreten Fall überwogen die gegen
eine Wohnnutzung sprechenden
Umstände: nur vorübergehende Vermie-
tungen, vollständige Möblierung, Pau-
schalmiete einschließlich Strom und
Internet, fehlende melderechtliche Anmel-
dung, Endreinigungspauschale, über-
durchschnittlich hohe Miete sowie Miet-
beginn und -ende im laufenden Monat.
Daran änderte auch die einmalige Ver-
mietung über neun Monate nichts.
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WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung verdeutlicht, dass für
die Beurteilung nicht einzelne Miet-
verträge, sondern das gesamte Vermie-
tungskonzept maßgeblich ist. Selbst län-
gere Mietzeiten schließen eine zweckent-
fremdungsrechtlich unzulässige Nutzung
nicht aus, wenn das Konzept auf regel-
mäßig wechselnde Übergangsnutzungen
ausgerichtet ist. Zugleich erweitert das

VG Berlin die maßgeblichen Indizien,
etwa um Miethöhe, Endreinigungspau-
schale unduntermonatigeMietzeiträume.
Für Vermieter möblierter Wohnungen
steigt damit das rechtliche Risiko erheb-
lich. Eine sorgfältige rechtliche Prüfung
des Vermietungskonzepts ist daher drin-
gend zu empfehlen.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

Rechtsanwalt
Fabian Mühlen
von DLA Piper

Quelle: DLA Piper

Öffentliches Recht. Einer Werbeanlage für
Fremdwerbung in der Umgebung eines
Baudenkmals können sowohl das
bauordnungsrechtliche Verunstaltungsverbot
als auch der denkmalrechtliche
Umgebungsschutz entgegenstehen.

VG Cottbus, Urteil vom 18. Februar 2026,
Az. 3 K 718/22

Umgebungsschutz lässt Vorhaben
in Denkmalnähe scheitern
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DER FALL

Die Klägerin beantragte eine Baugeneh-
migung zur Errichtung einer statischen
Plakatwerbetafel für wechselnde Produkt-
werbung. Der Standort lag ca. 130 m vom
eingetragenen Baudenkmal „Bahnhofs-
empfangsgebäude, Ostbahnhof Mitten-
walde“ entfernt, getrennt durch eine

unbebaute Brachfläche. Nachdem die
Gemeinde ihr Einvernehmen versagt und
die untere Denkmalschutzbehörde die
denkmalrechtliche Erlaubnis nicht erteilt
hatte, lehnte der Beklagte den Bauantrag
ab. Das VG Cottbus wies die Klage dage-
gen ab.
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DIE FOLGEN

Das VG sieht einen Verstoß gegen das
Verunstaltungsverbot (§ 10 Abs. 2 Satz 1
i.V.m. § 9 Abs. 2 BbgBO). Dermaßgebliche
BereichwerdedurchdasDenkmalunddie
umgebenden Freiflächen geprägt. Die
Werbetafel würde frontal dem Verkehr
zugewandt gleichzeitig mit dem Denkmal
wahrgenommen und als störender
Fremdkörper wirken. Die vorhandenen
WerbeanlagenbegründenkeineVorbelas-
tung, da sie entweder inhaltlich mit dem

Denkmal verbunden sind oder nicht in
vergleichbarer Sichtbeziehung stehen.
Zudem steht der denkmalrechtliche
Umgebungsschutz gemäß § 2 Abs. 3, § 9
Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BbgDSchG
entgegen. Die Freiflächen verstärken die
Wirkung des Denkmals als Solitär, sodass
trotz der Entfernung ein Wirkzusammen-
hang besteht. Die Interessen der Klägerin
überwiegen nicht, da die Fremdwerbung
nicht standortgebunden ist.
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WAS IST ZU TUN?

Wer Bauvorhaben in der Nähe von Bau-
denkmälern plant, muss sowohl das bau-
ordnungsrechtliche Verunstaltungsverbot
als auch den denkmalrechtlichen Umge-
bungsschutz beachten. Auch eine Entfer-
nung von 130m kann noch zur relevanten
Denkmalumgebung zählen, wenn Frei-
flächen eine ungestörte Sichtbeziehung
ermöglichen. Vorhandene Werbeanlagen
begründen nicht automatisch eine Vorbe-
lastung. Entscheidend ist, ob sie inhaltlich
mit demDenkmal verbunden sind oder in
vergleichbarer Sichtbeziehung stehen.
Fremdwerbung wird strenger bewertet als
standortbezogene Eigenwerbung, da sie
nicht auf den konkreten Standort ange-

wiesen ist. Die Entscheidung ist jedoch
nicht nur für Werbeanlagen relevant. Der
denkmalrechtliche Umgebungsschutz er-
fasst sämtliche Bauvorhaben in der Nähe
eines Denkmals, etwaNeubauten, Anbau-
ten oder Aufstockungen. In der immobi-
lienrechtlichen Due Diligence wird dieses
Genehmigungsrisiko häufig übersehen,
insbesonderewenndas betroffeneGrund-
stück selbst kein Denkmal ist, sich aber
im Wirkungsbereich eines Baudenkmals
befindet. Eine frühzeitige Abstimmung
mit der unteren Denkmalschutzbehörde
ist ratsam, um Genehmigungsrisiken rea-
listisch einschätzen zu können.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)

ANZEIGE

Rechtsanwalt
Carsten Küttner
von WIR BNS

Quelle: WIR BNS

Maklerrecht. Ein verständiger
Erklärungsempfänger darf die Angabe eines
Baujahrs in einem Makler-Exposé so
verstehen, dass damit das Jahr der
erstmaligen Fertigstellung des Gebäudes
gemeint ist.

LG Bochum, Urteil vom 1. April 2026, Az. 3 O 232/23

Entscheidend ist das Verständnis
des „durchschnittlichen Käufers“
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DER FALL

Die Parteien schlossen einen notariellen
Kaufvertrag über eine Doppelhaushälfte.
Diese wurde zwischen 1908 und 1910
errichtet. Während des Zweiten Welt-
kriegs wurde das Doppelhaus beschädigt,
wobei der Umfang der Schäden und des
Wiederaufbaus streitig ist. Im Exposé
heißt es: „Diese, im Jahre ca. 1951 errich-
tete Doppelhaushälfte mit großzügigen

196 m2 Wohnfläche liegt ruhig und idyl-
lisch am Ende einer Sackgasse vis-à-vis
des W.“ Der beklagte Verkäufer betreibt
die Zwangsvollstreckung hinsichtlich der
Kaufpreisforderung. Die Käufer erheben
Vollstreckungsgegenklage, da sie über
das maßgebliche Baujahr des Gebäudes
getäuscht worden bzw. wirksam vom
Kaufvertrag zurückgetreten seien.
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DIE FOLGEN

Das LG gibt der Gegenklage statt. Ein ver-
ständiger Erklärungsempfänger dürfe die
Angabe des Baujahrs in einem Exposé
nach Treu und Glauben und unter
Berücksichtigung aller Umstände nach
§§ 133, 157 BGB so verstehen, dass damit
das Jahr der erstmaligenFertigstellungdes
Gebäudes gemeint ist. Dies gelte auch bei
einer vollumfänglichen Kernsanierung
eines Gebäudes, soweit tragende Struktu-
ren, wie Fundamente, Wände und
Decken, erhalten bleiben. Demgegenüber

sei (nur) bei einer nahezu vollständigen
Zerstörung und dem vollständigen Wie-
deraufbau eines Gebäudes, etwa durch
Kriegseinwirkungen, das Jahr des Wieder-
aufbaus, also der Herstellung der erneu-
ten Bezugsfertigkeit, zugrunde zu legen.
Die wesentliche Bausubstanz der Immo-
bilie stamme – wie die Beweisaufnahme
nach Überzeugung des Gerichts ergeben
habe – aus der ursprünglichen Bauzeit um
1908.
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WAS IST ZU TUN?

Zu der Sollbeschaffenheit eines Kauf-
objekts gehören auch die Eigenschaften,
die der Käufer nach den öffentlichen
Äußerungen des Verkäufers, wozu auch
die Angaben in einem Exposé zählen,
erwarten darf. Diese sind aus der objekti-
ven Sicht eines durchschnittlichen Käu-
fers auszulegen. Insoweit empfiehlt es
sich, Angaben im Exposé stets auch aus
der Perspektive eines „durchschnittlichen
Käufers“ zu überprüfen und bei mögli-
chen Zweifelsfragen explizite Klarstellun-
gen vorzunehmen. Auch wenn Makler

grundsätzlich nicht verpflichtet sind, die
Angaben des Verkäufers zu überprüfen,
sollten sie bei offensichtlichen Unstim-
migkeiten oder Zweifeln Rücksprache hal-
ten und ggf. Klarstellungen vornehmen.
Makler sollten mithin ihre Informations-
pflichten ernst nehmen und bei wesent-
lichen „Objektmerkmalen“ besondere
Sorgfalt walten lassen. Anderenfalls dro-
hen – wie hier – nicht nur dem Verkäufer
nachteilige Folgen, sondern auch Haf-
tungsrisiken des Maklers.

(redigiert von Brigitte Mallmann-Bansa)


